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Dieses erste Abkommen fixiert die Arbeitszeit in allen industriellen, öffentlichen oder privaten 

Etablissementen wie für deren Nebenbetriebe, welcher Natur sie immer seien, auf 8 Stunden im 
Tag und 48 Stunden in der Woche in dem Sinne, dass, wenn an einem Tage weniger als 8 Stunden 
gearbeitet wird, an den ändern Tagen höchstens 1 Stunde zugelegt werden darf, aber so, dass die 
48-Stunden-Woche in keinem Fall überschritten wird. Dieses Prinzip entspricht dem schweizeri­
schen Gesetz über die Arbeitszeit in den Fabriken. Was aber neu ist, ist eine ganz gewaltige Aus­
dehnung auf alle industriellen und gewerblichen Betriebe, Transportbetriebe usw., gleichviel wie­
viel Arbeiter sie beschäftigen. Nur der Handel und die Landwirtschaft sind ausgenommen. Jeder 
Schreiner, jeder Schmied, jeder Wagner, der auch nur einen einzigen Arbeiter beschäftigt, selbst 
wenn er in ländlichen Verhältnissen wohnt, ist inbegriffen. Die Vorschrift bezieht sich auch auf das 
ganze Personal, also nicht nur auf die Arbeiter, sondern auch auf die Angestellten. Ausgenommen 
sind nur Vertrauenspersonen. Die Ausnahmen, die in den Art. 3 bis 6 gegeben sind, gehen einer­
seits ziemlich weit, anderseits helfen sie aber die Härten, die diese Vorschriften für Kleinbetriebe 
enthalten, in keiner Weise beseitigen. Dies gilt insbesondere auch von Art. 5, wo eben immer wie­
der die mittlere Arbeitsdauer 48 Stunden nicht überschreiten darf. Auch Art. 6 gibt wohl Staaten, 
die es nicht genau nehmen, Gelegenheit, in der Grossindustrie beliebige Überzeit zu gestatten und 
damit die Schweiz, die es mit ihren Pflichten genau nimmt, zu konkurrenzieren; es hilft aber nicht 
für Kleinbetriebe.

In unserm Lande zeigt sich eine ausgesprochene Abneigung gegen die Ausdehnung des 8-Stun- 
den-Tages und der 48-Stunden-Woche, insbesondere auf kleine Betriebe und überhaupt auf 
Betriebe, die dem Fabrikgesetz nicht unterstellt sind. Im Baugewerbe, in der Bäckerei, überhaupt 
in einer ganzen Menge von Betrieben, wird zur Zeit noch weit mehr als 48 Stunden in der Woche 
gearbeitet. Man macht geltend, dass die Einführung der 48-Stunden-Woche für Betriebe, in denen 
keine schwere Arbeit verrichtet wird, notwendigerweise zu einer noch stärkeren Reduktion der 
Arbeitszeit für Betriebe mit intensiver Arbeit führen werde. Jedenfalls ist soviel sicher, dass der 
Bundesrat es zur Zeit nicht wagen würde und auch gar nicht daran denkt, allgemein die 48-Stun­
den-Woche für alle Betriebe zu proklamieren. Man ist vielleicht versucht, in der internationalen 
Festlegung eine Beseitigung grosser Hindernisse zu finden, allein dies trifft nur für die eigentliche 
Industrie, speziell für die Exportindustrie, zu, die — loyale Durchführung des Abkommens voraus­
gesetzt — durch eine Konvention davor geschützt wird, dass Konkurrenzländer unter günstigeren 
Verhältnissen arbeiten können. In kleinen Betrieben handelt es sich aber um die Produktion für 
den inländischen Konsum, der die ganze Last der Verkürzung der Arbeitszeit tragen muss. Man 
fürchtet, dass durch solche Kürzungen die Arbeitslust noch mehr gemindert wird, als es leider bis 
heute schon der Fall ist. Wir haben grosse Zweifel, dass die Behörden, geschweige denn das Volk, 
solchen Vorschriften ihre Zustimmung geben würden.
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CONSEI L FÉDÉRAL  
Procès-verbal de la séance du 6 janvier 1920 1 

2. Beitritt der Schweiz zum Völkerbund
Mündlich

Der Bundespräsident gibt Kenntnis von einem Telegramm der Gesandtschaft 
in Paris2, welches die Antwort des Obersten Rates der Ententemächte auf das 
ihm durch Vermittlung der schweizerischen Gesandtschaften bei den Regie-

1. Etaient absents: F. Calonder, E. Chuard, J.M. Musy.
2. Cf. n° 211.
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rungen der Ententemächte übermittelte Aide-Mémoire3 des Bundesrates betref­
fend den Beitritt der Schweiz zum Völkerbund enthält. Der Originaltext dieser 
Antwort liegt noch nicht vor.

Nach dem Text des Telegrammes führt der Oberste Rat aus, als Datum des 
Völkerbundsvertrages habe nicht der 28. April 1919, sondern der 26. Juni 1919 
zu gelten, und zum Zustandekommen des Völkerbundes sei nicht der Beitritt der 
fünf Hauptmächte der Entente erforderlich, vielmehr genüge hiezu die Ratifika­
tion des Friedensvertrages durch drei Ententemächte. Ferner gibt der Oberste 
Rat der Auffassung Ausdruck, eine Beitrittserklärung der Schweiz unter Vorbe­
halt des Ergebnisses der Abstimmung des Volkes und der Stände könne nicht als 
genügend betrachtet werden, um der Schweiz die Stellung als ursprüngliches 
Mitglied des Völkerbunds zu wahren. Endlich behält sich der Oberste Rat vor, 
die Erwägungen im Ingress des Bundesbeschlusses über den Beitritt der Schweiz 
zum Völkerbund, welche Erwägungen die immerwährende Neutralität der 
Schweiz betreffen, noch zu prüfen.

Mit Rücksicht darauf, dass sich die Presse auf Grund von Mitteilungen, die 
über die Antwort des Obersten Rates schon in französischen Zeitungen erschie­
nen sind, der Sache sofort bemächtigen wird, stellt der Bundespräsident den A n ­
trag, sofort durch das politische Departement ein « Mitgeteilt» zu erlassen, worin 
ungefähr zu sagen wäre, der Bundesrat habe eine Aide-Mémoire betreffend den 
Beitritt der Schweiz zum Völkerbund an die Ententemächte gerichtet und vor­
läufig von der Antwort des Obersten Rates in Form eines Telegrammes der 
Gesandtschaft in Paris Kenntnis erhalten; der Bundesrat behalte sich eine wei­
tere Mitteilung nach Eingang des Originaltextes der Antwort des Obersten Rates 
vor und werde eventuell auf Grund weiterer Verhandlungen, wenn solche nötig 
sein sollten, zu der Antwort Stellung nehmen.

In der Beratung wird darauf hingewiesen, dass durch die Stellungnahme des 
Obersten Rates der Beitritt der Schweiz zum Völkerbund in zweifacher Hinsicht 
erschwert werde. Denn erstens müsse danach die Volksabstimmung, deren 
Ergebnis vom Obersten Rat als Voraussetzung für die gültige Beitrittserklärung 
betrachtet werde, innert zwei Monaten nach Ratifizierung des Friendensvertra- 
ges mit Deutschland durch drei Ententemächte vorgenommen werden, so dass 
die Schweiz mit der Volksabstimmung voraussichtlich nicht zuwarten kann, bis 
Amerika zum Völkerbund Stellung genommen hat, und zweitens scheine der 
Oberste Rat die Frage der Neutralität der Schweiz im Völkerbund noch nicht als 
abgeklärt zu betrachten. Solange aber hierüber noch irgendwelche Zweifel wal­
ten, könne von einem Beitritt der Schweiz keine Rede sein. In dieser Hinsicht 
gebe die Antwort des Obersten Rates Gelegenheit, auf Grund neuer Verhand­
lungen völlige Klarheit zu schaffen, und es dürfe darauf gerechnet werden, dass 
dies im Sinne des Entgegenkommens geschehe, da namentlich Frankreich nach 
seinen früheren Versprechungen die Schweiz in diesem Punkte unterstützen 
werde.

Auf Grund der Beratung wird beschlossen, das politische Departement zu 
einer Mitteilung an die Presse im Sinne seines Antrages zu ermächtigen.

3 . Cf. n° 180.
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